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PROJEKT-FACTSHEET

Die Internationale Zusammenarbeit der 
Schweiz stärkt mit ihrem Projekt «Empowering 
Municipal Councils» die Gemeinderäte in Ma-
zedonien als Akteure einer bürgernahen und 
wirksamen Kommunalpolitik. 

Mit dem Rahmenabkommen von Ohrid, das den 
bewaffneten Konflikt von 2001 beendete, wurde 
ein Dezentralisierungsprozess eingeleitet, der den 
Gemeinden mehr Verantwortung, insbesondere 
in den Bereichen Bildung, Kultur sowie soziale und 
kommunale Dienstleistungen, übertragen sollte. Den 
81 Kommunalverwaltungen fehlt es jedoch an per-
sonellen und finanziellen Mitteln, um diesen Auftrag 
zu erfüllen und die entsprechenden Dienstleistungen 
für die Bevölkerung zu erbringen. Die weitreichende 
finanzielle Abhängigkeit von Mitteln der Zentralre-
gierung spiegelt sich auch auf politischer Ebene wi-
der und schränkt den Handlungsspielraum der Ge-
meinden als Akteure einer effektiven, bürgernahen 
und selbstbestimmten Kommunalpolitik beträchtlich 
ein. 

DIE ROLLE DER GEMEINDERÄTE IN 
DER LOKALEN GOUVERNANZ

Die Mitglieder der Gemeinderäte spielen eine wich-
tige Rolle im Dezentralisierungsprozess und der 
lokalen Demokratie. Mangelnde Sachkenntnisse, 
Kompetenzen und Informationen sowie die fehlen-
de Unabhängigkeit gegenüber der Gemeinde- und 
Zentralregierung schwächen jedoch die Position der 
Gemeinderäte. Vorschläge der Gemeinderegierung 
werden oftmals ohne Prüfung und Konsultation der 
Bevölkerung bewilligt und die Gemeinderäte blei-
ben der Bevölkerung Transparenz und Rechenschaft 
schuldig. 

Ziel des Projekts ist es, Gemeinderäte zu befähigen, 
ihre Aufsichtsfunktion und ihre Rolle als Volksvertre-
ter auf partizipative, verantwortliche und transparen-
te Weise wahrzunehmen. Dadurch soll das Finanz-
management auf Gemeindeebene verbessert und 
die Kommunalpolitik wirksamer umgesetzt werden, 
um den Bedürfnissen und Erwartungen der Bevölke-
rung besser Rechnung zu tragen. 

TRANSPARENTE UND BREIT 
ABGESTÜTZTE POLITIK

Die DEZA will mehr als 300 Gemeinderäte (davon 
mindestens ein Drittel Frauen) in 24 Gemeinden (von 
insgesamt 1327 in 81 Gemeinden) unterstützen. Der 
Handlungsbedarf betrifft:

• den Mangel an Sachkenntnissen und Kompeten-
zen der Gemeinderäte auf dem Gebiet der Daten-
analyse, insbesondere in Bezug auf das öffentliche 
Finanzwesen; 
• die unzureichende Einbindung der Gemeinderäte 
in institutionelle Prozesse;
• die mangelhafte Aufsicht über die Gemeinderegie-
rung durch die Gemeinderäte und durch die Zivilge-
sellschaft.

GEMEINDERÄTE ENGAGIEREN SICH FÜR DIE DEMOKRATIE

Die Bevölkerung wird ermutigt, sich im Rahmen von Gemeinschaftsforen an der 

Erarbeitung von Fördermassnahmen im Bereich der sozialen Inklusion zu beteiligen.
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Spezifische Schulungen, Peer-Learning und die Klä-
rung von Rollen und Aufgaben sollen die Ratsmitglie-
der in ihren Kompetenzen und ihrer Unabhängigkeit 
gegenüber der Regierung stärken und sie befähigen, 
die Kommunalpolitik aktiv und im Interesse der Be-
völkerung mitzugestalten. 

• Die Gemeinderäte sollen autonomer werden und 
in der Lage sein, dem Einfluss der Regierung und der 
politischen Parteien besser standzuhalten, um ihre 
Aufsichtsfunktion und ihre Rolle als Interessenvertre-
ter der Bevölkerung zu erfüllen;
• Die Gemeinderäte tragen eine grössere Verant-
wortung in der Kommunalpolitik und gestalten diese 
transparent und zum Nutzen der Bevölkerung;
• Ein funktionierendes nationales Netzwerk von Ge-
meinderäten trägt nachhaltig zur Verbesserung des 
rechtlichen und institutionellen Rahmens für das Wir-
ken der Gemeinderäte bei. 

Ein besonderer Fokus des Projekts liegt auf den Be-
dürfnissen benachteiligter Gruppen: Die Kommunal-
politik soll dazu beitragen, die soziale Inklusion zu 
fördern. Durch die Bereitstellung von zusätzlichen Fi-
nanzmitteln unterstützt das Projekt Massnahmen zur 
besseren Integration von benachteiligten Gruppen. 
Um diese Massnahmen in der breiten Bevölkerung 
zu verankern, werden die Bürger und Bürgerinnen 
in den Planungsprozess einbezogen. Gleiches gilt für 
die parlamentarischen Kommissionen für Chancen-
gleichheit und interethnische Beziehungen, deren 
Mitwirkung zur Verbesserung der sozialen Inklusion 
auf lokaler Ebene durch das Projekt unterstützt wird.

DAS PROJEKT IN KÜRZE

NAME

Empowering Municipal Councils 

BEREICH

DEZA – Ostzusammenarbeit

THEMA

Gouvernanz, Dezentralisierung

LAND / REGION

Mazedonien

PARTNER

UNDP 

Association of Finance Officers of Macedonia 

Association of Units ot Local Self-government - (ZELS)

HINTERGRUND

In Mazedonien spielen die Mitglieder der Gemeinderäte 

eine wichtige Rolle im Dezentralisierungprozess und der 

lokalen Demokratie. Es fehlt ihnen aber an den erfor-

derlichen Kompetenzen, Kenntnissen und Informatio-

nen sowie an Unabhängigkeit gegenüber der Regierung

ZIEL

Durch spezifische Schulungen, Peer-Learning und 

eine Klärung ihrer Rolle sollen die Kompetenzen der 

Ratsmitglieder und ihre Unabhängigkeit von der Ge-

meinderegierung gestärkt werden, so dass sie in der 

Lage sind, eine aktivere Rolle in der lokalen Gouvernanz 

einzunehmen

ZIELGRUPPEN

Die DEZA will mehr als 300 Gemeinderäte (davon 

mindestens ein Drittel Frauen) in 24 Gemeinden unter-

stützen. Ein besonderer Fokus des Projekts liegt auf den 

Bedürfnissen benachteiligter Gruppen: Die Kommu-

nalpolitik soll dazu beitragen, die soziale Inklusion zu 

fördern

PHASENDAUER

Phase 1: 01.07.2016 –  30.06.2020

PHASENBUDGET

Phase 1: CHF 4‘000‘000

KONTAKT

Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit 
DEZA
Ostzusammenarbeit, Abteilung Westbalkan
Freiburgstrasse 130, 3003 Bern
E-Mail: deza-oza@eda.admin.ch
www.deza.admin.ch

WEITERFÜHRENDE INFORMATIONEN

Engagement der Schweiz in Mazedonien
https://www.eda.admin.ch/deza/de/home/laender/
mazedonien.html

Dezentralisierung
https://www.eda.admin.ch/deza/de/home/themen/
staats-_und_wirtschaftsreformen/dezentralisierung.
html


